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Anträge an die BVV am 15. November 2018 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Dr. Vandrey/Wapler 

Unterstützung für Kinder und Jugendliche ohne ausreichende Deutschkenntnisse  

 

Die BVV möge beschließen: 

Das Bezirksamt wird gebeten, zu prüfen, wie Kinder und Jugendliche ohne ausreichende 

Deutschkenntnisse, insbesondere aus geflüchteten Familien, durch das Angebot gezielter Lern- und 

Nachhilfeangebote unterstützt werden können, um erfolgreich(er) in Schule und Ausbildung zu 

sein. Geprüft werden soll insbesondere, ob hierzu Mittel aus dem Integrationsfons bereitgestellt 

oder Angebote über die VHS organisiert werden können. 

Der BVV ist bis zum 31.1.2019 zu berichten. 

 

Begründung 

Kinder und Jugendliche ohne ausreichende Deutschkenntnisse, insbesondere aus geflüchteten 

Familien, benötigen nach wie vor viel Unterstützung, um in den Schulen und in der Ausbildung gut 

mitzukommen. Dies gilt insbesondere für  

 

a. Grundschüler*innen, die nach Schulschluss nur noch ihre Muttersprache sprechen, weil sie 

keinen Hortplatz haben, kein Nachmittagsangebot in den Schulen und keine Unterstützung 

von zuhause zu erwarten ist 

b. Jugendliche in berufsqualifizierenden Lehrgängen (BQL), in denen sich viele Jugendliche 

häufig ohne klare Orientierung auf ihre Berufswünsche befinden, oft sehr weit entfernt von 

den Wohnorten, ohne viel Lernerfolge, manchmal mit zu guten Bewertungen und falschen 

Hoffnungen, außerdem zu wenig angeschlossen an mögliche spätere Ausbildungen 

c. Jugendliche, die den MSA anstreben und viele Lücken gar nicht aufholen können - es fehlt 

erheblich an Unterstützung für die Vorbereitung auf den MSA 

d. Jugendliche an Berufsschulen, hier droht das Risiko, dass Jugendliche ohne ausreichende 

Deutschkenntnisse ihre Ausbildungen nicht schaffen, weil die Berufsschule nicht geschafft 

wird - das ist vor allem für die dramatisch, die daran ihre Ausbildungsduldung gekoppelt 

haben. 

 

Für alle genannten Gruppen von Kindern und Jugendlichen gibt es nach wie vor viel 

ehrenamtliches Engagement, das allerdings bei weitem nicht ausreicht. Das Ehrenamt leistet gute 

Arbeit, ist jedoch ist überfordert. Flüchtlingsinitiativen (z.B. Willkommen im Westend) sehen hier 

dringenden Handlungs- und Unterstützungsbedarf. 
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Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Dr. Vandrey/Wapler/Wieland 
 
Werkbundstadt 
Die BVV möge beschließen: 
Das Bezirksamt wird gebeten, den Eigentümern des Werkbundstadtgrundstücks gegenüber 
deutlich zu machen  dass die abgeschlossene Zielvereinbarung insbesondere hinsichtlich des 
Mindestanteils von 30 % bezahlbarem Wohnraum einzuhalten ist. 
 
Der BVV ist bis zum 31. März 2019 zu berichten. 
 
 
 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Dr. Vandrey/Wapler/Wieland 
 
Flächendeckend neues Baurecht für die City West 
Das Bezirksamt wird gebeten, sich bei den zuständigen Stellen des Landes Berlin dafür 
einzusetzen, dass für die westliche Innenstadt ein flächendeckender Bebauungsplan aufgestellt 
und festgesetzt wird, in dem sowohl bezahlbares Wohnen, als auch ökologische, soziale und 
stadtgestalterische Kriterien festgeschrieben werden. 
 
Der BVV ist bis zum 31. März 2019 zu berichten. 
 
Begründung 
Bei diversen Bauprojekten in der City West wie beispielsweise Baulückenschließungen oder der 
baulichen Verdichtung in Höfen kommen die Bedingungen der kooperativen Baulandentwicklung 
nicht zur Anwendung, da auf ehemals West-Berliner Gebiet der Baunutzungsplan Baurecht gibt 
und für die im Verhältnis „kleinen“ Bauprojekte kein neuer Bebauungsplan erstellt wird oder 
Gerichte die Bebauung nach § 34 BauGB gestatten. Die umfangreichen Prüfungen, die für einen 
flächendeckenden Bebauungsplan für die Innenstadt erforderlich sind, können durch die 
Kapazitäten einer Bezirksverwaltung nicht gelöst werden. Für solch großflächige Planungen ist die 
Senatsverwaltung des Landes zuständig. 

 


